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Festlegungsverfahren der Großen Beschlusskammer Energie zu „Regulie-

rungsrahmen und Methode der Anreizregulierung für Gasverteiler- und 

Fernleitungsnetzbetreiber (RAMEN Gas)“ [GBK-25-01-2#1] 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Große Beschlusskammer der BNetzA hat am 18.06.2025 den Festlegungs-

entwurf zum Regulierungsrahmen und zur Methode der Anreizregulierung für 

Gasverteiler- und Fernleitungsnetzbetreiber (RAMEN Gas) auf ihrer Website zur 

Konsultation veröffentlicht. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme bedanken wir 

uns und nehmen diese im Folgenden gerne wahr: 

Nach unserem Verständnis der Tenorziffer 7.6 dürfen künftig Kosten aus der 

Bildung von Rückstellungen für die Stilllegung und für den unvermeidbaren 

Rückbau von Gasversorgungsnetzen i.Z.m. der Gasnetztransformation als Kos-

tenanteile, die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen, im Rahmen der regulier-

ten Netzentgeltkalkulation angesetzt werden. Die Voraussetzungen für den An-

satz sollen in einer weiteren Festlegung konkretisiert werden. Sofern diese Kos-

ten nicht anders finanziert werden (z.B. durch Staatshilfen), ist diese Regelung 

aus Sicht der Gasnetzbetreiber zu begrüßen. 

Vor diesem Hintergrund möchten wir auf ausgewählte Aspekte, die zu mögli-

chen Abweichungen zwischen dem Ansatz von entsprechenden Rückstellungen 

im Rahmen der Regulierung nach dem Entwurf „RAMEN Gas“ und dem Ansatz 

in handelsrechtlichen Jahres- und Konzernabschlüssen führen, sowie auf 



Seite 2/5 zum Schreiben vom 25.07.2025 an die Große Beschlusskammer Energie der BNetzA, Bonn 

daraus ggf. resultierende Probleme hinsichtlich der Finanzierung für die be-

troffenen Unternehmen hinweisen. 

 

Voraussetzungen für den handelsrechtlichen Ansatz von Verbindlichkeits-

rückstellungen 

Vorab sind durch den Netzbetreiber die Teile des Gasnetzes zu identifizieren, 

die künftig nicht weiter genutzt werden (z.B. für den Transport von anderen Ga-

sen). Für Verpflichtungen, die identifizierten Netzteile stillzulegen und ggf. zu-

rückzubauen, ist bilanziell grundsätzlich durch die Bildung von Rückstellungen 

für ungewisse Verbindlichkeiten Vorsorge zu treffen. Die handelsrechtliche Bil-

dung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten setzt unter anderem 

das Vorliegen einer Außenverpflichtung sowie die hinreichende Wahrscheinlich-

keit der Inanspruchnahme aus dieser Verpflichtung voraus (vgl. zu diesen sowie 

den weiteren Voraussetzungen statt anderer WP Handbuch, 18. Aufl. (2023), F 

567). 

 

Bedeutung der o.g. Voraussetzungen für Rückstellungen für Rückbauver-

pflichtungen 

Im Hinblick auf das Vorliegen einer Rückbauverpflichtung (Außenverpflichtung) 

wird sowohl im Schrifttum als auch durch das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Energie (vormals kurz „BMWK“) festgestellt, dass „Gasnetzbetreiber auf-

grund des allgemeinen eigentumsrechtlichen Beseitigungsanspruchs gem. 

§ 1004 Abs. 1 BGB oder ggf. konzessionsvertraglich zum Rückbau nicht mehr 

genutzter Gasverteilernetze verpflichtet sein“ können (vgl. BMWK, Green Paper 

- Transformation Gas-/Wasserstoff-Verteilernetze („Green Paper“), veröffentlicht 

am 14.03.2024, S. 14). Sofern aufgrund der rechtlichen Würdigung im Einzelfall 

vom Vorliegen einer Außenverpflichtung ausgegangen werden kann, ist die 

Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme aus dieser Verpflichtung zu beurtei-

len. 

Trotz bestehender Rückbauverpflichtungen wurde in der Vergangenheit regel-

mäßig aufgrund fehlender bzw. geringer Wahrscheinlichkeit der Inanspruch-

nahme von einer Passivierung der Verpflichtung abgesehen, da die Gaswirt-

schaft davon ausging, dass immer eine Gasversorgung aufrechterhalten wird, 

die Netze sogar viele Jahre weiter ausgebaut wurden und bestehende Leitun-

gen lediglich im Rahmen der Instandhaltung ausgetauscht wurden (Ewigkeits-

vermutung). Vor dem Hintergrund des angestrebten Ziels der Netto-
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Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045 kann an dieser Ewigkeitsvermutung 

nicht mehr festgehalten werden. 

Der Bilanzierende muss anhand der nunmehr erkennbaren Verhältnisse am Ab-

schlussstichtag beurteilen, ob mit einer Inanspruchnahme aus Rückbauver-

pflichtungen ernsthaft zu rechnen ist. Aufgrund des handelsrechtlichen Vor-

sichtsprinzips ist es nicht erforderlich, dass die Wahrscheinlichkeit der Inan-

spruchnahme 50 % oder mehr beträgt. Daher könnte einem vorsichtigen Kauf-

mann im Hinblick auf den vorliegenden Sachverhalt nicht verwehrt werden, die 

Rückbauverpflichtung zu passivieren, wenn die Inanspruchnahme nicht mit an 

Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann (vgl. 

auch Schubert, in: Grottel et al. (Hrsg.), Beck´scher Bilanz-Kommentar, 

14. Aufl., § 249, Rn. 78). 

In die Beurteilung ist auch einzubeziehen, ob evtl. Duldungspflichten auf Seiten 

des Grundstückseigentümers bestehen, die eine Inanspruchnahme des Gas-

netzbetreibers ausschließen. Dies würde jeweils eine rechtliche Würdigung des 

Einzelfalls erfordern. Eine Aussage wie im Entwurf „RAMEN Gas“, dass es we-

nig wahrscheinlich ist, dass Städte und Kommunen einen möglichen Rückbau-

anspruch einfordern (vgl. Rn. 799), kann u.E. nicht ohne Weiteres für den zuläs-

sigen Verzicht auf den Ansatz einer Rückstellung im handelsrechtlichen Jahres-

abschluss ausreichen.  

Um Rechtsunsicherheiten und unterschiedliche Einschätzungen der Bilanzie-

renden zu vermeiden, ist eine gesetzliche Verankerung einer Duldungspflicht 

der stillgelegten Leitungen dringend erforderlich (vgl. auch Green Paper, S. 16). 

In diesem Fall wären nur Rückbaurückstellungen für solche Einzelfälle zu bil-

den, in denen ein Verbleib der Leitungen im Boden nicht zumutbar ist. 

Ohne eine entsprechende gesetzliche Regelung würden Rückbaurückstellun-

gen im handelsrechtlichen Jahres- und Konzernabschluss im größeren Umfang 

und deutlich früher passiviert, als durch den Entwurf „RAMEN Gas“ für die 

Netzentgeltkalkulation intendiert. Denn nach Rn. 799 des Entwurfs „RAMEN 

Gas“ bedarf es für die regulatorische Anerkennung der Bildung einer Rückbau-

rückstellung neben dem Vorliegen einer rechtlichen oder vertraglichen Verpflich-

tung zum Rückbau „besonderer Umstände und sehr konkreter Angaben über 

das tatsächliche Verhalten des Anspruchsinhabers“. 

 

Zeitpunkt der Bildung von Rückstellungen für Stilllegungskosten 

Handelsrechtlich sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten für am 

Abschlussstichtag bestehende Außenverpflichtungen zu bilden, wenn eine 
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sicher oder wahrscheinlich be- oder entstehende Verpflichtung ggü. einem Drit-

ten am Abschlussstichtag rechtlich entstanden oder wirtschaftlich verursacht 

war und mit einer Inanspruchnahme ernsthaft zu rechnen ist (vgl. Schubert, in: 

Grottel et al. (Hrsg.), Beck´scher Bilanz-Kommentar, 14. Aufl., § 249, Rn. 25). 

Auch im Hinblick auf Rückstellungen für Stilllegungskosten dürfte entscheidend 

sein, wie der Bilanzierende die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme beur-

teilt. Spätestens ab dem Zeitpunkt, ab dem der Bilanzierende beschließt, das 

Erdgasnetz oder Teile davon stillzulegen, ist mit der Inanspruchnahme aus Stil-

lungsverpflichtungen ernsthaft zu rechnen. Dabei kommt es auf die Genehmi-

gung des kommunalen Wärme- und Stilllegungsplans oder einen Gemeinde-

ratsbeschluss u.E. nicht an. Vor dem Hintergrund der Formulierungen in dem 

Entwurf „RAMEN Gas“ gehen wir davon aus, dass somit handelsrechtlich deut-

lich früher Rückstellungen für Stilllegungskosten zu bilden sind, als es in dem 

Entwurf anklingt (vgl. Rn. 798). 

Die geplante Einzelfestlegung zu den Kosten für Rückstellungen für die Stillle-

gung und den unvermeidbaren Rückbau soll sich mit den Voraussetzungen und 

dem Umfang der anzuerkennenden Kosten beschäftigen, wobei auch Regelun-

gen zu Anreizen für einen effizienten Kosteneinsatz getroffen werden können. 

Die handelsrechtliche Bewertung der Rückstellungen wird unabhängig von den 

regulatorischen Vorgaben erfolgen. Handelsrechtlich sind Rückstellungen nach 

§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beur-

teilung notwendigen Erfüllungsbetrages anzusetzen. Dabei sind Annahmen zu 

treffen und Schätzungen künftiger Preis- und Kostenverhältnisse sowie des vo-

raussichtlichen Zeitpunkts bzw. -raums der Erfüllung der Stilllegungsverpflich-

tungen vorzunehmen, wie sie nach den Verhältnissen am Abschlussstichtag er-

wartet werden. 

Zu jedem Abschlussstichtag ist der Buchwert der Rückstellung unter Berück-

sichtigung wertaufhellender Erkenntnisse (z.B. aufgrund des Vorliegens eines 

Stilllegungsplans) daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang der 

Buchwert dem Grunde oder der Höhe nach aufzustocken ist, beibehalten wer-

den kann oder eine Auflösung der Rückstellung erforderlich ist. Einer teilweisen 

Auflösung von Rückstellungen, soweit sie infolge von Bewertungsänderungen 

der Höhe nach nicht mehr erforderlich sind, steht dabei das Auflösungsverbot 

nach § 249 Abs. 2 Satz 2 HGB nicht entgegen, da sich dieses auf den Ansatz 

von Rückstellungen bezieht (vgl. IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: 

Einzelfragen zur handelsrechtlichen Bilanzierung von Verbindlichkeitsrückstel-

lungen (IDW RS HFA 34), Tz. 8). 
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Finanzierungslücke 

Auch wenn die konkretisierende Festlegung zu den Rückstellungen für die Still-

legung und den unvermeidbaren Rückbau von Gasversorgungsnetzen noch 

nicht vorliegt, ist vor dem Hintergrund der im Entwurf „RAMEN Gas“ niederge-

legten Gründe derzeit nicht auszuschließen, dass Rückstellungen für Stillle-

gungs- und ggf. Rückbaukosten im handelsrechtlichen Jahres- und Konzernab-

schluss früher angesetzt und auch abweichend bewertet werden als für Zwecke 

der regulierten Netzentgeltkalkulation. Dadurch kann eine Finanzierungslücke 

für die betroffenen Gasnetzbetreiber entstehen. Es ist wünschenswert, dass 

insb. im Hinblick auf den zeitlichen Versatz der Rückstellungsbildung geklärt 

wird, ob und ggf. wie diese Lücke aufgefangen wird. 

 

Wir hoffen, dass Ihnen unsere Anmerkungen weiterhelfen und sie Berücksichti-

gung finden. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Daniel P. Siegel Cathérine Viehweger, WP StB 

 Technical Principal Energy 


